Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 849 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 


Bonn, den 7. Februar 1959 


An den Herrn 

Prc'isidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Verhalten der Bundesregierung gegenüber Ministerial- 
rat Dr. Strack 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 779 — 


Ich beantworte die Kleine Anfrage vom 14. Januar 1959 wie 
folgt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hat davon Kenntnis, daß Rechtsanwalt 
Dahs als Verteidiger des Botschafters Blankenhorn anläßlich 
der Stellung eines Ainnestieantrages am 14. Februar 1957 dem 
Oberstaatsanwalt in Bonn vorgetragen hat, es seien dem 
Rechtsvertreter des Ministerialrats Dr. Strack die in der An- 
frage dem Inhalte nach wiedergegebenen Vorschläge zur 
außergerichtlichen Bereinigung der Angelegenheit unterbreitet 
worden. 

Zu 2. 

Den unter Nr. 1 dargelegten Sachverhalt hat Rechtsanwalt 
Dahs dem Oberstaatsanwalt mit Zustimmung der Bundes- 
regierung mitgeteilt. 

Zu 3. 

Der Staatssekretär des Bundeskanzleramtes hat dem Rechts- 
vertreter des Ministerialrats Dr, Strack die erwähnten Vor- 
schläge gemacht. 

Zu 4. 

Nein. 

Im vorliegenden Falle, in dem es sidi um ein Offizialver- 
fahren handelt, das sich durdi die Zurücknahme des Straf- 
antrages nicht erledigt, gingen indessen die Erörterungen mit 
dem Rechtsvertreter von Ministerialrat Dr, Strack von der 
Voraussetzung aus, daß Ministerialrat Dr. Strack die Rückkehr 
in den Auswärtigen Dienst anstrebe. Für den Fall einer 
solchen Rückkehr erschien der Bundesregierung aber nur 
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dann eine ersprießliche dienstliche und persönliche Zusam- 
menarbeit mit anderen Angehörigen des Auswärtigen Amtes 
gewährleistet, wenn vorher die bestehenden persönlichen 
Meinungsverschiedenheiten möglidist bereinigt würden, Es 
sollten im Zusammenhang mit den erwähnten Erörterungen 
daher keine „Bedingungen" gestellt, sondern nur die selbst- 
verständlichen Voraussetzungen für eine von allen Vorbe- 
halten freie Wiedereinordnung in den Auswärtigen Dienst 
geschaffen werden. Leider ist dieser Versuch ebenso geschei- 
tert wie wiederholte andere Bemühungen um eine Regelung 
der Angelegenheit, die allen Beteiligten Gerechtigkeit wider- 
fahren lassen sollte. 

Zu 5. 

Der Rechtsvertreter von Botschafter Blankenborn ist von den 
Erörterungen mit dem Rechtsvertreter von Ministerialrat 
Dr. Strack vom Bundeskanzleramt unterrichtet worden. 

Zu 6. 

Der Rechtsvertreter von Botschafter Blankenborn war er- 
mächtigt, die Justizbehörden von dem Ergebnis der erwähnten 
Erörterungen mit dem Rechtsvertreter von Ministerialrat 
Dr. Strack in Kenntnis zu setzen. 

Zu 7. und 8. 

Da eine Ermächtigung für den Rechtsvertreter von Botschafter 
Blankenborn gegeben war, erübrigt sich eine Beantwortung, 


von Brentano 



